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Rechtsakt über die Kreislaufwirtschaft – Stellungnahme im Rahmen der 

öffentlichen Konsultation 

 

Das Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg begrüßt die Be-

mühungen der Kommission für einen Kreislaufwirtschaftsrechtsakt und zur Schaffung eines 

echten Binnenmarktes für Abfälle und Sekundärrohstoffe (einschließlich kritischer Rohstoffe). 

Dies umfasst auch die damit einhergehenden Bestrebungen, die EU auf den Weg zu einer 

nachhaltigeren und kreislauforientierten Wirtschaft zu bringen, um die wirtschaftliche Sicher-

heit, Resilienz, Wettbewerbsfähigkeit und Dekarbonisierung zu fördern. 

Wir unterstützen die umfassende Prüfung von legislativen und nicht-legislativen Maßnahmen 

auf EU-Ebene, die sowohl die Angebots- als auch die Nachfrageseite betreffen und schlagen 

daher folgende Maßnahmen vor, um die gewünschten Ergebnisse zu erzielen: 

• Kommunen und Regionen als zentrale Akteure berücksichtigen: In Baden-Württem-

berg wird die Entsorgung für den wichtigen Abfallstrom der häuslichen Abfälle sowie 

die Abfälle zur Deponierung von Landkreisen und (kreisfreien) Städten und ihren öf-

fentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern erbracht, die hierzu auch zahlreiche Abfallent-

sorgungsanlagen betreiben. Das bewährte System der kommunalen Daseinsvorsorge in 

Deutschland muss auch in einem fortentwickelten europäischen Binnenmarkt für Ab-

fälle und Sekundärrohstoffe eine tragende Rolle spielen können. 

• Klare, EU-weite Vorschriften, Kriterien und Verfahren zur Erlangung des Status 

„Ende der Abfalleigenschaft“ für aus Abwasser, Abfall und Abluft zurückgewonnene 

Ressourcen: Dazu gehören auch die Entwicklung eines Standardverfahrens und eine 

einheitliche Struktur für die Antragsunterlagen. Rechtsvorschriften für die Verwendung 

von recycelten Rohstoffen aus Abfällen dürfen keine Abstriche bei Verbraucher-, Ge-

sundheits- und Umweltschutz machen und müssen dem Vorsorgeprinzip Rechnung 

tragen. Gleichzeitig müssen die Einführung neuer innovativer Technologien und die 

Wiederverwendung von zurückgewonnenen Materialien gefördert werden.  
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• Ausdehnung der erweiterten Herstellerverantwortung (Extended Producer Respon-

sibility (EPR)) auf andere Wertschöpfungsketten: Sie verringert die Umweltauswir-

kungen von Produkten und fördert die Kreislaufwirtschaft. Hierzu gehört auch die Prü-

fung einer erweiterten Herstellerverantwortung für Matratzen. Des Weiteren sollte eine 

stärkere Einbindung von Produzenten von Einwegkunststoffverpackungen zur Förde-

rung von Mehrweglösungen erfolgen sowie die Schaffung von Anreizsystemen zum 

Hochlauf von Mehrweglösungen im To-Go-Bereich. 

• EU-weites Deponieverbot für organische Abfälle und Kunststoffe: Große Mengen an 

Wertstoffen (z. B. Kunststoffe, Bioabfälle) werden außerhalb Deutschlands nach wie 

vor energetisch verwertet oder sogar deponiert. Es wird vorgeschlagen, die EU-Rege-

lungen an den deutschen Standard anzupassen. 

• Einführung eines Sortiergebots für gemischte Siedlungsabfälle vor der Verbrennung 

oder Deponierung: Gemischte Siedlungsabfälle enthalten noch immer hohe Anteile an 

Wert- und Rohstoffen, die durch eine Verbrennung oder Deponierung vergeudet wer-

den.  

• EU-weite Einführung einer Wertstoffsammlung: Durch das Fehlen einer solchen Be-

stimmung für stoffgleiche Nichtverpackungen gehen große Menge wertvoller Ressour-

cen verloren. Zudem können durch eine solche Regelung erhebliche Mengen CO2 ein-

gespart werden. 

• Impulse der EU für einen funktionierenden „Recycling- bzw. Rezyklatmarkt“ u. a. 

durch weitere Rezyklateinsatzquoten und klare Vorgaben für Recyclingfähigkeit/“De-

sign für Recycling“ in den verschiedenen Wertschöpfungsketten. Allerdings ist für den 

Bausektor auf eine praxisgerechte Ausgestaltung von Rezyklateinsatzquoten zu ach-

ten, da die regionale Verfügbarkeit insbesondere in dünn besiedelten Gebieten noch 

nicht ausreichend sichergestellt ist. Starre Rezyklateinsatzquoten könnten zu Fehlan-

reizen und langen Transportwegen mit negativen Klimaauswirkungen führen. 

• Schaffung und Etablierung von Anreizsystemen für Phosphor-Rezyklate:  

Zum Beispiel durch:  

− Bereitstellung von EU-Fördergeldern oder steuerlichen Vorteilen für Unternehmen, 

die Phosphor-Rezyklate produzieren und/oder Unternehmen, die Phosphor-Rezyk-

late in der Düngemittelproduktion einsetzen. 

− Differenzierte Agrarsubventionen über die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP): 

Höhere Prämienzahlungen oder direkte finanzielle Förderungen für Landwirte, die 

Phosphor-Rezyklate in ökologischen oder nachhaltigen Anbaupraktiken verwen-

den. 
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• Strategien zum Rezyklateinsatz in Kunststoffen stärken: Nachfrageanreize für einen 

höheren Rezyklatanteil in Kunststoffverpackungen schaffen, z. B. durch Privilegierung 

von Produkten mit höherem Rezyklatanteil im öffentlichen Beschaffungswesen. 

• Europaweite Einordnung des chemischen Recyclings in die Abfallhierarchie und 

klare Abgrenzung zum mechanischen Recycling von Kunststoffabfällen.  

• Strukturelle Förderung von Anlagen oder Investitionen in Technologien zum mecha-

nischen und chemischen Recycling von Kunststoffabfällen, zum Beispiel durch Auf-

nahme in bestehende Struktur- und Investitionsfonds wie dem Europäischen Fonds für 

regionale Entwicklung oder durch Lockerung der nationalen Beihilfe-Vorgaben. 

• Konsequente Fortführung und ggf. Nachschärfung der EU-Strategie für nachhaltige 

und kreislauffähige Textilien, um das ambitionierte Ziel, Textilien bis 2030 langlebiger, 

reparierbarer, wiederverwendbarer und recyclingfähiger zu machen, zu erreichen. Zu-

dem muss in der EU eine umfassende Textilrecyclinginfrastruktur (insb. Faser-zu-Faser-

Recycling) sowie ein funktionierender Absatzmarkt für Rezyklatfasern etabliert werden. 

Hierzu gehört auch die Einführung von Rezyklatfasereinsatzquoten für Textilien. 

• Weiterentwicklung der Anforderungen an das zirkuläre Bauen, insbesondere Weiter-

entwicklung der europäischen Normung für Bauprodukte. Die Bauproduktennormung 

und die harmonisierten technischen Spezifikationen (hTS) enthalten bisher nur unzu-

reichende Regelungen für das Recycling und die Wiederverwendung von Bauproduk-

ten. Die Anforderungen an das zirkuläre Bauen sind darüber hinaus auf die Bereiche au-

ßerhalb der mineralischen Stoffströme in der Bauwirtschaft auszudehnen und hierfür 

geeignete Maßnahmen zur Stärkung des zirkulären Bauens sowie verpflichtende Anfor-

derungen an ein innovatives Baustoffrecycling zu entwickeln. Gleichzeitig ist der 

Schutz vor negativen Auswirkungen auf Mensch und Umwelt sicherzustellen. Hierzu 

sollen an Rezyklate Anforderungen zum maximalen Feststoffgehalt von Schadstoffen 

gestellt werden.  

• EU-einheitliche Vorgaben und Maßnahmen zur Abfallvermeidung sowie zur Vorberei-

tung zur Wiederverwendung. Recycling ist wichtig, die obersten Stufen der Abfallhie-

rarchie müssen dabei aber ebenfalls verstärkt in den Blick genommen werden. EU-ein-

heitliche Vorgaben und Maßnahmen zur Abfallvermeidung sowie zur Vorbereitung zur 

Wiederverwendung kamen bislang zu kurz. 

• Hinsichtlich der Elektro- und Elektronikaltgeräte befürworten wir die Umsetzung fol-

gender Maßnahmen: 

− Einführung einer Hersteller-Rücknahme- sowie Verwertungsquote für Elektroalt-

geräte: Eine solche kann dazu beitragen, die Ressourcen zu schonen. 
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− Neuberechnung der Sammelquote: Die derzeitige Berechnung der Sammelquote 

wird als unzureichend und nicht repräsentativ für die tatsächliche Menge an ent-

sorgten Elektrogeräten angesehen. 

− Einführung einer Beitragspflicht für Hersteller von Elektrogeräten: Mit einer sol-

chen könnten öffentliche Sammelstellen bzw. Entsorgungsträger finanziert wer-

den, um bspw. ein Thekenmodell einzuführen. Auch Maßnahmen zur Wiederver-

wendung und Reparatur von Elektroaltgeräten könnten von dem Beitrag bezahlt 

werden. 

− Ökomodulation: Produkte von Herstellern, deren Elektrogeräte einfach reparierbar 

oder wiederverwendbar designt sind, könnten mit einer niedrigeren Mehrwert-

steuer bepreist werden. 

− Förderung von Wiederverwendung und Reparatur: Anreize für Hersteller und 

Kunden setzen, die Geräte wiederzuverwenden oder zu reparieren. 

− Die Vereinfachung und Ausweitung einer Rücknahmepflicht im Handel u. a. 

durch eine Ausweitung der 1:1 Rücknahme von Vertreibern und einer zusätzlichen 

0:1 Rücknahme von Elektroaltgeräten bis zu einer Kantenlänge von 50 cm. Der On-

line-Handel muss zudem mehr in die Verantwortung genommen werden, sich an 

den Sammlungen zu beteiligen (bspw. finanziell). 

− Einführen von Wiederverwendungsquoten: Hierdurch kann die „Lebenszeit“ von 

Elektrogeräten verlängert werden. 

− Photovoltaikmodule stärker in den Blick nehmen: Die Zahl der Photovoltaikmo-

dule, die außer Betrieb genommen und dem Recycling zugeführt werden, wird in 

den kommenden Jahren massiv steigen. Moderne Recyclingtechnologien erlauben 

ein hochwertiges und ganzheitliches Recycling von Photovoltaikmodulen. Es sollte 

vorgeschrieben werden, die Hauptbestandteile der Photovoltaikmodule beim Re-

cycling (Glas, Aluminium, Silizium, Kupfer, Silber) sortenrein mit jeweils festgeleg-

ten hohen Recyclingquoten zurückzugewinnen. 

− Effektiver Ressourcenschutz: Der Aspekt der Rückgewinnung von Seltenen Erden 

und kritischen Rohstoffen, insbesondere aus Elektro- und Elektronikaltgeräten, 

sollte in den Fokus gerückt werden, um die Zielerreichung des Critical Raw Materi-

als Act zu fördern, bis 2030 mindestens 25 Prozent dieser Stoffe aus Recyclingpro-

zessen zu gewinnen.   

− Verbot von Einweg-E-Zigaretten: Sie sind aus ökologischer Sicht nachteilig, außer-

dem geht von ihnen bei unsachgemäßer Entsorgung eine hohe Brandgefahr aus. 
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Des Weiteren könnte ein grundsätzliches Verbot von Einweg-Elektrogeräten in Be-

tracht gezogen werden. 

− Anpassung der Regulatorik und Impulse für die Kreislaufführung von Kohlenstoff 

(CCU): 

Zur Defossilisierung und zugleich resilienten Versorgung der Wirtschaft mit nötigen 

Kohlenstoffverbindungen ist Carbon Capture and Utilization (CCU) zu stärken und eine 

Kohlenstoffkreislaufwirtschaft zu etablieren. Analysen zeigen, dass dies weniger an 

technischen, sondern wirtschaftlichen und regulatorischen Hindernissen hängt. 

CCU bedarf moderner EU-Politik: Regulatorik, vor allem eine CCU-förderliche Berück-

sichtigung in entsprechenden Regularien wie dem ETS (z. B. Anrechenbarkeit) und ge-

eignete Rahmenbedingungen, die den Aufbau eines Marktes für Produkte auf Basis von 

CCU ermöglichen, sowie geeignete Förderinstrumente, um die CCU-Technologien in 

den Markt integrieren zu können.  

 


